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DIE PARTIZIPATORISCHE UNTERNEHMUNG
EIN MODELL FÜR DIE SOZIALISTISCHEN
MARKTWIRTSCHAFTEN OSTEUROPAS?

HANS G. NUTZINGER ..

Auf dem Hintergrund der Erfahrungen mit den Produktivgenossen­
schaften des 19. Jahrhunderts, mit der jugoslawischen Arbeiter­
selbstverwaltung und mit den neuen alternativen und selbstverwalte­
ten Betrieben in der Bundesrepublik werden die Hauptprobleme par­
tizipativer Unternehmen systematisch untersucht. Eine Lösung der
Schwierigkeiten dieses Unternehmenstyps läßt sich nur durch eine
richtige Balance zwischen den Rechten der [{apitalgeber und den
Rechten der Beschäftigten sowie zwischen demokratischen Betei­
ligungsansprüchen und funktionalen Leitungserfordernissen errei­
chen. Die bundesdeutschen Partnerschaftsunternehmen, die unter­
schiedliche Formen materieller und immaterieller Beteiligung (an
den Entscheidungen und an den Ergebnissen) praktizieren, werden
deshalb als Ausgangspunkt für die RefoT"m der Unternehmensverfas­
sung in den entstehenden sozialistischen Marktwirtschaften Osteu­
ropas vorgeschlagen. Hier kann man auf eine Vielzahl aktueller Un­
ternehmensmodelle zurückgreifen, die den jeweiligen Bedingungen
und Interessen der Beteiligten am besten entsprechen. So kann ein
vernünftiger Ausgleich zwischen demokratischen Ansprüchen und
funktionalen Erfordernissen und ein Interessenausgleich zwischen
allen Beteiligten erreicht werden. Die mit materieller und immate­
rieller Beteiligung verbundenen Leistungsanreize werden mit dazu
beitragen, den bisher großen Abstand zwischen den westlichen und
den östlichen Industrieländern rascher abzubauen.

1. Die Produktivgenossenschaften des 19. Jahrhunderts

Die zahlreichen Produktivgenossenschaften und Produktivassoziatio­
nen, die um die Mitte des 19. Jahrhunderts in mehreren europ~iischen

Ländern, insbesondere in Frankreich, Italien, Deutschland und Groß­
britannien, entstanden, können als Prototyp einer partizipatorischen
Unternehmung gelten. Mit ihnen verbanden sich große Hoffnungen

Fachbereich Wirtschaftswissenschaften, Gesamthochschule Kassel. Für
hilfreiche Anmerkungen und Kritik danke ich Heinrich Beyer (Kassel), Thomas
Eger (Kassel) und Jifi Kosta (Frankfurt/Main).
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bei liberalen Sozialreformern, wie etwa John Stuart Mill (1848), aber
auch bei sozialistischen Theoretikern wie Buchez, Fourier, Owen und
Lassalle. In gewisser \Veise schienen diese Produktivgenossenschaf­
ten die sozialistische Kritik an den Herrschafts- und Ausbeutungs­
verhältnissen in der kapitalistischen Fabrik produktiv aufzunehmen
und sinnvoll mit der Perspektive einer marktwirtschaftlichen, also an
der kaufkräftigen Nachfrage orientierten Produktion zu verbinden.
Besonders John Stuart Mill wies darauf hin, wie wichtig diese Ver­
bindung zwischen dem sozialistischen Ziel einer demokratischen und
gerechten Arbeitsorganisation einerseits und dem liberalen Konzept
einer leistungs- und marktorientierten Produktion andererseits für
das Gelingen dieser sozial reformerischen Vorstellung insgesamt war.
In Mills eigenen Worten:

"Diejenige Form der Assoziation jedoch, welche bei beständiger
Verbesserung der Menschheit als langfristig vorherrschend erwar­
tet werden muß, ist nicht die Assoziation zwischen einem Kapita­
listen an der Spitze und Arbeitern ohne eine Stimme bei der Be­
triebsführung, sondern die Assoziation der Arbeiter selbst auf der
Grundlage von Gleichheit, wobei ihnen das Kapital, mit dem sie
ihre Tätigkeiten ausführen, gemeinschaftlich gehört und wobei sie
unter Unternehmensleitern arbeiten, die von ihnen selbst gewählt
und abwählbar sind" [Mill (1848, S. 133)].

Gleichzeitig kritisiert Mill den übertriebenen Optimismus des soziali­
stischen Menschenbildes, das die "natürliche Indolenz der Menschen"
übersehe, die menschliche Neigung zu Passivität und dem Verharren
in eingefahrenen Bahnen. Deswegen plädierte Mill für eine Art von
"Marktsozialismus" :

"Ich stimme also mit den sozialistischen Schriftstellern in ihrer Auf­
fassung von der Form überein, die der industrielle Betrieb bei fort­
schreitender Verbesserung tendenziell annimmt; und ich teile ganz
ihre Ansicht, daß die Zeit dafür reif ist, diese Umgestaltung zu be­
ginnen, und daß sie mit allen gerechten und wirksamen Mitteln
unterstützt und ermutigt werden sollte. Während ich nun mit den
Sozialisten in diesem praktischen Teil ihrer Bestrebungen überein­
stimme, teile ich nicht im geringsten die auffälligste und heftig­
ste Seite ihrer Auffassung, nämlich ihre Kampfansagen gegen den
\Vettbewerb ... Der Schutz gegen Konkurrenz bedeutet so viel wie
Schutz der Trägheit und der geistigen Stumpfheit, so viel wie eine
Enthebung von der Notwendigkeit, ebenso aktiv und intelligent zu
sein wie andere Leute" (ebenda, S. 141 L).

Schon ein knappes halbes Jahrhundert später sah alles viel düste­
rer aus: Vor allem in Deutschland, aber nicht nur da, gingen die in
großer Zahl entstandenen Produktivgenossenschaften massenhaft zu­
grunde, wie etwa Häntschke (1894) empirisch feststellte und, darauf
aufbauend, Franz Oppenheimer (1896) theoretisch reflektierte. Es
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zeigte sich, daß diese demokratischen Unternehmensformen an zwei
ganz unterschiedlichen "Krankheiten" litten, die aber beide zum Tode
führten: Zum einen gab es oftmals, wie zu vermuten, den Niedergang
von Produktivgenossenschaften als Folge ökonomischen Mißerfolgs,
der seinerseits wieder auf ganz verschiedenartigen konkreten Ursa­
chen beruhen konnte; Produktivgenossenschaften schieden häufig aus
dem Markt aus, weil sie, aus welchen Gründen auch immer, langfri­
stig nicht mit den etablierten kapitalistischen Unternehmungen zu
konkurrieren vermochten. Zum anderen gab es aber auch nicht sel­
ten den Fall, daß Produktivgenossenschaften sich so erfolgreich am
Markt durchsetzten, daß es die Gründungsmitglieder für lukrativ hiel­
ten, weitere Genossen nur noch zu minderen Rechten oder gar einfach
nur als Lohnarbeiter einzustellen, um nicht den erheblichen Gewinn
gleichmäßig mit neu eintretenden Mitglieder teilen zu müssen, die
ihrerseits ja nicht in der Gründungsphase der Genossenschaft durch
harte Arbeit und Konsumverzicht zur späteren Prosperität des Un­
ternehmens beigetragen hatten; dies untergrub faktisch und später
auch rechtlich die anfängliche Genossenschaftskonzeption .

Zum Ende des 19. Jahrhunderts ergab sich also vor allem in
Deutschland, aber nicht nur da, der Befund, daß die Produktivgenos­
senschaften vom ökonomischen Mißerfolg, der ihre Existenz am Markt
untergrub, ebenso bedroht waren wie vom ökonomischen Erfolg, der
ihre Vereinnahmung in die herrschende Ökonomie, ihre allmähliche
Verwandlung in traditionell kapitalistische Unternehmen beförderte.
Franz Oppenheimer (1896) hat diese Tendenzen in einem apodikti­
schen Transjormationsgesetz zusammengefaßt, das dieser demokrati­
schen Form der Produktionsorganisation keinerlei Chancen gab:

"Nur äußerst selten gelangt eine Produktivgenossenschaft zu Blü te.
Wenn sie aber zu Blüte gelangt, hört sie auf, eine Produktivgenos­
senschaft zu sein" (S. 45).

In seiner Monographie Die SiedlungsgenossenschaJt hat Oppen­
heimer (1896) drei zentrale Gründe für das Scheitern von Produk­
tivgenossenschaften in der einen oder der anderen Form genannt, die
auch heute noch als mögliche Funktionsprobleme für partizipatorische
Unternehmen in kapitalistischen wie sozialistischen Marktwirtschaf­
ten von Bedeutung sein können: Er sah, im Anschluß an Beatrice
Webb-Potter (1893), die Produktivgenossenschaften gefährdet durch
drei ungelöste Problemkomplexe, die er schlagwortartig als Kapital­
mangel, als Absatzmangel und als Disziplinmangel bezeichnete. Wir
wollen diese drei Problemkreise nun nicht primär im Hinblick auf
das von Oppenheimer beobachtete Scheitern der klassischen Produk-
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tivgcnossenschaften betrachten, 1 sondern vor allem hinsichtlich ih­
rer aktuellen Bedeutung für die Funktionsfähigkeit partizipatorischer
Unternehmen.

2. FUllktionsproblmne partizipatorischer Unternelunen auf
denl Hintergrund historischer Erfahrungen

Die erste von Oppenheimer genannte Ursache für das Scheitern von
Produktivgenossenschaften, der Kapita/mangel, verweist auf ein ge­
nerelles Problem bei der Gründung und Erweiterung partizipatori­
scher Unternehmen, die ganz oder teilweise im Eigentum der Be­
legschaft stehen: Die Belegschaftsmitglieder verfügen im allgemei­
nen nicht über ausreichende beleihbare Vermögenswerte, während die
Nutzung ihrer produktiven Fähigkeiten, ihres Humankapitals, und
das daraus erzielbare Einkommen mit soviel Unsicherheiten und Ri­
siken behaftet sind, daß sie in aller Regel nicht als Sicherheiten für
potentielle Kapitalgeber in Frage kommen. Der Mangel an beleih­
baren Vermögenswerten verhindert also sowohl die Eigen- als auch
die Fremdfinanzierung von Unternehmen, die sich ganz oder doch
überwiegend im Eigentum ihrer Belegschaften befinden.

\Varum aber, so ist zu fragen, eignet sich das Humankapital der
Belegschaftsmitglieder allenfalls ausnahmsweise, und auch dann nur
sehr begrenzt, als Sicherheit und damit als Finanzierungsbasis für
die Gründung und Erweiterung partizipatorischer Unternehmen? Bei
der Nutzung produktiver Fähigkeiten von Menschen in partizipativen
Unternehmen ergeben sich drei Arten spezifischer Risiken:

- ein exogenes Risiko für einen potentiellen Kapitalgeber , der nicht
nur Schwierigkeiten hat, den erwarteten ökonomischen \Vert von
produktiven Fähigkeiten zu bestimmen, sondern der auch keine
Möglichkeit besitzt, die bestmögliche Verwendung dieses Faktors
zu erzwingen oder dieses lIumankapital seinem Träger zu entzie­
hen und sich selbst anzueignen, falls letzterer mit seinen Zahlungs­
verpflichtungen in Rückstand gerät;

- ein endogenes Risiko [Vogt (1985), (1986, Kap. 2)] arbeitsorien­
tierter Unternehmen, das sich gerade aus der selbst- und nicht
fremdbestimmten Arbeitsorganisation ergibt, weil eben diese "la­
boristische Arbeitsweise" es den Beschäftigten ermöglicht, sich
"psychisches Einkommen" zu Lasten der Ansprüche der Kapital­
geber anzueignen, ohne daß diese Einkommensuffiverteilungen von
den Kapitalgebern zu den Beschäftigten nachweisbar wären;

1 Zu einer Diskussion der historischen Befunde vgl. Nutzinger (1988, Ab­
schni t t II).
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- nicht zuletzt ergibt sich eine schon von Hermann Schulze-Delizsch
(1873, S. 268) beobachtete Risikoakkumulation bei Arbeiter­
Eigentümern, ~ÜT oi.e oas Scne'ttern 'Inres \) nternenmens zug\eld1
einen Verlust der Kapitalanteile und ihrer Erwerbschancen bedeu­
tet.

Diese Risikolage führt aber nicht nur, wie unmittelbar einleuch­
tend, zu Zutrittsbeschränkungen auf dem Kapitalmarkt, welche die
Gründung partizipatorischer Unternehmen wesentlich erschweren,
wenn nicht gar verhindern; dahinter steckt auch noch eine tieferlie­
gende eigentumsrechtliche Problematik,2 auf die wir bei einer knap­
pen Würdigung der jugoslawischen Erfahrungen im folgenden Ab­
schnitt eingehen werden, bevor wir im vierten Abschnitt einige Über­
legungen über neue Unternehmensmodelle in sozialistischen Markt­
'#\~t';:,~ha\t~\\ a'li\ i-cill \E'i\\'-c'i'E,'i'U'i\i i-c'i '5'C'ß'C'i'J.'#~'i\'~'E,'C~ R~{\)~illb\:';:,\'~~­

bungen entwickeln.
Der Kapitalmangel als Grundproblem vieler p<trtizipatorischer

Unternehmen hett hundert Jahre später nichts von seiner Aktualität
eingebüßt: Seit Mitte der 70er Jahre kam es in vielen westlichen In­
dustrieländern zu einer Vielzahl von Neugründungen "alternativer"
und "selbstverwalteter" Betriebe, die man - allerdings nur in einem
allgemeinen Sinne - als Renaissance des Genossenschaftsgedankens
bezeichnen könote. Die Gründung dieser Betriebe beruhte auf sehr
unterschiedlichen Voraussetzungen, Motivationen und Zielsetzungen:
Zahlreiche Neugründungen in Italien und Frankreich knüpften an die
dort nie ganz untergegangene Idee und Praxis der Produktivgenos­
senschaften an. In anderen Ländern, wie etwa der Bundesrepublik
Deutschland, in der sich die ursprüngliche Genossenschaftsbewegung
allenfalls in spä-rlichen Rudimenten erhalten hat, kam ein solcher
Rückgriff kaum in Frage. Die neu entstandene Alternativbewegung
war "bunt wie der Regenbogen" [Joseph Huber (1979)], und neben
traditionelleren Zielen wie Abbau von Hierarchie und Professionalisie­
rung spielten auch ökologische Vorstellungen oder gar Konzepte einer
Überwindung der Geldwirtschaft eine Rolle; als kleinster gemeinsa­
mer Nenner läßt sich wohl nur festhalten, daß diese neuen Betriebe
es anders machen wollten als die traditionellen kapitalistischen Un­
ternehmen. Auch diese alternativen und selbstverwalteten Betriebe
'2>Q.l\~\\ '2>\~l\ 'N\~~~~ d~~ k~ßß'ö\'OC~~"""lJ'ifi\''Rfi'ni-c'i'U'n'5 äW6,&~'2>~t'Lt 'L'N\'2>d\~\\

2 Eine moderne theoretische Darstellung der ökonomischen Theorie der
Selbstverwaltung tlnd Gewinnbeteiligung gibt Fehr (1988), der die Finanzierungs­
frage für den Fall der Sicherheit umfassend in Abschnitt A4 behandelt; theoretisch
begründete Vorstellungen zur Entwicklung erfolgreicher Produktivgenossenschaf­
ten entwickeln Cornforth, Thomas, Lewis und Spear (1988).
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dem ökonomischen Erfolg, der ihre Vereinnahmung in die herrschende
Ökonomie heraufbeschwor, und dem ökonomischen Mißerfolg, der
ihre wirtschaftliche Existenzgrundlage untergrub; und wie schon hun­
dert Jahre zuvor gab es auch hier wieder reichliche Abstürze nach der
einen oder anderen Richtung hin. Erneut erwies sich der J(apitalman­
gel als zentrales Problem für die Gründung solcher Betriebe: Erfolgte
sie als vollständige Neugründung durch die (potentielle) Belegschaft,
so entstand in aller Regel ein hoher Finanzierungsbedarf, der von
den Gründungsmitgliedern meist nicht aus Eigenmitteln bewältigt
werden konnte - abgesehen von einigen" Marktnischen" im Dienst­
leistungsbereich, in denen sich solche Neugründungen auch in den
letzten zwanzig Jahren recht gut behaupten konnten. Erneut er­
wies sich auch die Fremdfinanzierung seitens externer Kapitalgeber
als äußerst schwierig, und zwar genau aus den oben kurz skizzierten
Risikogründen [vgl. auch Nutzinger und Teichert (1986)]. Mentale
Vorbehalte oder gar Ressentiments gegen die oftmals auch in ihrem
äußeren Erscheinungsbild recht auffälligen Projekte kamen noch er­
schwerend hinzu.

Eine andere Möglichkeit der Betriebsgründung, auf die in Öster­
reich insbesondere die ÖSB (Österreichische Studien- und Beratungs­
gesellschaft ) gesetzt hat, ist die Möglichkeit der Übernahme beste­
hender Betriebe. Aber auch hier ist der Finanzierungsbedarf meist
erheblich, wenn nicht gar unerschwinglich hoch. Übernimmt eine Be­
legschaft ihren Betrieb im Konkursfall, sinkt zwar der Kapitalbedarf,
aber es ergibt sich zugleich eine Problemverlagerung in die Zukunft,
weil auf diese Art und Weise eine langfristig negative Selektion von
partizipatorischen Unternehmen gefördert wird: Der niedrige Über­
nahmepreis verdeckt dann entweder einen zukünftig hohen Finanz­
bedarf zur Sanierung und Modernisierung des Betriebes, oder er ist
Ausdruck ungünstiger Erwerbschancen für die Beteiligten aufgrund
schrumpfender Märkte. Nur in den Fällen, wo schlechte, autoritäre
Unternehmens- und Personalführung die Ursache des ökonomischen
Niedergangs war - und wo partizipatorische Unternehmensstruktu­
ren zu einer Motivations- und Leistungssteigerung bei den Beteilig­
ten nach der Betriebsübernahme führen -, ist der günstige Kauf ei­
nes konkursreifen Betriebes frei von längerfristigen Hypotheken (wie
Sanierungs- und IVlodernisierungsbedarf oder schlechte Marktchan­
cen), und in diesem - aber auch nur diesem - Falle stellt er eine
sinnvolle Form der Gründung partizipatorischer Betriebe dar.

Betrachten wir nun den Absatzmangel, so zeigt sich, daß dieses
Problem eher von historischer als von grundsätzlich-theoretischer Be­
deutung ist. Oppenheimer meint zum einen damit die Diskriminie-
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rung von Produktivgenossenschaften durch kapitalistische Unterneh­
men, die nicht bereit waren, mit diesen neu entstandenen Betrieben
in Geschäftsbeziehungen zu treten. In einer funktionierenden Markt­
wirtschaft würden sich allerdings die diskriminierenden Unternehmen
durch den Verzicht auf profitable Kontrakte mit den von ihnen dis­
kriminierten Produktivgenossenschaften selbst in einen Wettbewerbs­
nachteil begeben (vor allem gegenüber Konkurrenten, die sich keine
derartigen ideologischen Vorbehalte leisten). Daher erscheint die Auf­
rechterhaltung einer Diskriminierungsstrategie über einen längeren
Zeitraum unter Wettbewerbsbedingungen nicht besonders plausibel;
es müssen schon noch andere Faktoren hinzukommen, damit eine sol­
che Strategie langfristig erfolgreich sein kann.

Mit Absatzmangel meint Oppenheimer aber auch noch etwas an­
deres, nämlich die geringe Anpassungsfähigkeit von Produktivge­
nossenschaften an schwankende Nachfrage. Daß Produktivgenos­
senschaften häufig größere Schwierigkeiten hatten, kurzfristige Ver­
schlechterungen der Auftragslage aufzufangen, hatte zum einen schon
mit dem bereits erwähnten Kapitalmangel zu tun, der ihnen kaum
die Bildung von Reserven für kurzfristig ungünstige Zeiten erlaubte.
Zum anderen waren Beschäftigungsanpassungen an konjunkturelle
Schwankungen - vor allem die Möglichkeit von Entlassungen bei
ungünstiger Auftragslage - aufgrund der demokratischen Unterneh­
mensstruktur erheblich eingeschränkt, und das ist auch wieder ein
Problem für die selbstverwalteten und alternativen Betriebe der letz­
ten beiden Jahrzehnte. Allerdings wird dieser Nachteil häufig durch
die Möglichkeit, die Entgelte der Mitglieder zu verringern, um sich
an schlechtere Geschäftsbedingungen anzupassen, aufgewogen, wenn
nicht gar überkompensiert.3 Über diese Möglichkeit verfügt das tradi­
tionelle kapitalistische Unternehmen im allgemeinen nicht, und eben
deswegen wird es viel eher zum Aktionsparameter "Entlassungen"
greifen (müssen) als eine partizipatorische Produktionsorganisation.
Man kann zwar sagen, daß der Absatzmangel als empirisches Pro­
blem sowohl für die klassischen Produktivgenossenschaften als auch
für manche neu entstandenen alternativen Betriebe eine Rolle ge­
spielt hat; er stellt aber, anders als Oppenheimer annahm, keine un­
abhängige Erklärungsgröße für das Scheitern partizipatorischer Un­
ternehmen dar.

Kommen wir nun zum dritten Hauptproblem, dem von Oppenhei­
mer so bezeichneten Disziplinmangel: Darunter ist nicht nur, wie die
Bezeichnung andeutet und Oppenheimer mit vielen Fallbeispielen de-

3 Zu einem umfassenden Modell einer Vollbeschäftigungsökonomie mit fle­
xiblen (gewinnabhängigen) Löhnen siehe Weitzman (1984, 1987).
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monstriert, Disziplinlosigkeit und häufiger Streit unter den Genossen
als wesentliche Ursache des Mißerfolgs zu verstehen, sondern, wie an­
dere TextsteIlen bei Oppenheimer zeigen, das generelle Problem, daß
auch eine demokratisch verfaßte Unternehmung einer zumindest teil­
weisen Arbeitsteilung, Spezialisierung und Professionalisierung und
damit auch bestimmter Formen von - wenn auch demokratisch legi­
timierter - Autorität und Expertenhierachie [llorvat (1973)] bedarf. 4

Funktionale Leistungsanforderungen des Betriebes können sich hier
mit demokratischen Ansprüchen reiben, und ohne eine vernünftige
Balancierung der verschiedenen Kräfte - der Effizienzerfordernisse
wie der demokratischen Ansprüche - droht wieder derselbe doppelte
Tod, den wir schon im Kontext des Kapitalmangels beobachtet hat­
ten: Ein Effizienzerfolg durch zu weit getriebene Arbeitsteilung und
IIierarchisierung untergräbt die demokratische Binnenstruktur einer
partizipatorischen Unternehmung und transformiert sie auf der Ebene
der Arbeitsbeziehungen in ein traditionelles hierarchisches Unterneh­
men; ein unreflektiertes Festhalten an den dem politischen Bereich
entlehnten Demokratievorstellungen dagegen wird in aller Regel die
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Betriebes so beeinträchtigen,
daß der ökonomische Mißerfolg und damit das Verschwinden am
Markt unausweichlich werden. \Vie schwierig hier ein vernünftiger
Ausgleich ist, das zeigen insbesondere die jugoslawischen Erfahrun­
gen der 70er Jahre (vgl. Abschnitt 3).

Für die neu entstandenen alternativen und selbstverwalteten Be­
triebe ergibt sich hier noch eine besondere normative Problematik.
Aus ihren hochgesteckten Ansprüchen an die Innenorganisation re­
sultiert eine spezifische Schwachstelle: Eine wesentliche Quelle dieser
Neugründungen waren ja gerade geänderte, sehr anspruchsvolle Vor­
stellungen von selbstbestimmter Arbeit. Dies führte oftmals zu sehr
hohen Erwartungen an die Aufuebung traditioneller Arbeitsteilung
und an demokratische Entscheidungsstrukturen, die rasch in \Vider-

Dieser erweiterte Begriff von Disziplinlosigkeit wird z.B. an folgender Text­
stelle bei Oppenheimer (1896) deutlich: "Die größte von den mannigfachen
Schwierigkeiten in der Organisation der Produktivgenossenschaften ist die Form
der Leitung. An sich nämlich ist ... diese, wie jede andere Form der Genossen­
schaft, eine demokratische Einrichtung. Kein größerer Betrieb aber kann ge­
deihen ohne eine Autorität. Eine solche läßt sich theoretisch mit der demo­
kratischen Selbstverwaltung wohl in Einklang setzen, aber praktiuh ist doch
nicht einmal der Anfang des Weges bekannt, der zu dieser höchsten Genossen­
schaft führt, wo eine freiwillige Unterordnung unter den als fähigsten erkannten,
selbstgewählten Leiter reibungslos erfolgt. Ehe diese Art von genossenschaftli­
cher Erziehung... nicht vollzogen ist, wird die Lösung des äußerst verwickelten
Verhältnisses kaum möglich sein. Sollen sich doch die Herren des Geschäftes, die
Genossen, einem Leiter unterordnen, der zugleich ihr Diener ist" (S. 61).
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spruch zu Effizienzerfordernissen gerieten, vor allem dann, wenn not­
wendige Professionalisierungen und Spezialisierungen aufgrund die­
ser selbstgestellten Ansprüche unterblieben. Ohne die Bereitschaft
zu einer vernünftigen Balance ist dieses Problem auch nicht lösbar:
Richtig haben die Kritiker traditioneller Arbeitsteilung erkannt, daß
Spezialisierung und Professionalisierung nicht nur leistungssteigernd
sind, sondern mehr oder weniger unvermeidlich zu einer gewissen
IIierarchisierung im Innenverhältnis führen, einfach deswegen, weil
fachliches Wissen und damit auch Kompetenz und Autorität nicht
vollständig gleichverteilt sein können. Ihre Befürchtung, daß sich
durch allzuviel Expertentum und Spezialisierung neue, wenn auch
eher informelle Formen der Herrschaft sozusagen "hinter dem Rücken
der Produzenten" entwickeln, ist zwar berechtigt; vergessen wird aber
dabei das umgekehrte Problem, daß auch mangelnde Effizienz, sofern
sie nicht unmittelbar zum ökonomischen Mißerfolg führt, ihrerseits
beträchtlichen Herrschafts- und Leistungsdruck erzeugen kann. Dafür
liefern die Erfahrungen in den staatssozialistischen Ländern anschau­
liches Belegmaterial.

Eine Balance zwischen demokratischen Ansprüchen und funk­
tionalen Leistungserfordernissen ist aber noch in anderer IIinsicht
notwendig: \Vill man auch bei einer großen Anzahl von Beteiligten
nicht auf basisdemokratische Entscheidungen verzichten, weil man die
Bürokratisierungstendenzen repräsentativer Demokratie vermeiden
möchte, sieht man sich mit dem Problem von oftmals hohen Enischei­
dungskosien konfrontiert. In den neu entstandenen bundesdeutschen
Selbstverwaltungsbetrieben sind vielfach langwierige und ineffiziente
Entscheidungsprozesse zu Lasten der Arbeitszeit der Beschäftigten
- und damit der betrieblichen Effizienz - oder zu Lasten ihrer Frei­
zeit - und damit ihrer Motivation zur Entscheidungsbeteiligung ­
beobachtet worden [Kück (1987)]. Diese hohen Entscheidungskosten
ihrerseits können wiederum mit dem basisdemokratischen Anspruch
konfligieren , wenn nämlich die tatsächliche Beteiligung der Beleg­
schaftsmitglieder an den betrieblichen Entscheidungen im Zeitablauf
immer schwächer wird und es damit zur IIeranbildung einer engagier­
ten informellen Elite kommt. Entweder wird nun der basisdemokrati­
sche Anspruch modifiziert, oder es kann zu neuen Effizienzverlusten
etwa in der Form kommen, daß es aufgrund der Abwesenheit von
Beteiligten zu einer erneuten Beratung bereits behandelter Fragen in
einem größeren Kreis kommen muß. Diese Probleme sind allerdings
auch in der traditionell hierarchischen Unternehmung keineswegs un­
bekannt; zudem sind den im allgemeinen erhöhten Kosten der Ent­
scheidungsjindung in partizipatorischen Betrieben vermutlich gerin-
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gere Kosten des Entscheidungsvollzuges gegenüberzustellen, da demo­
kratisch zustande gekommene Beschlüsse in der Regel eine höhere Le­
gitimation aufweisen und daher von den Beteiligten auch eher akzep­
tiert werden als einseitig von "oben" verordnete Anweisungen. Geht
es also um die praktische Umsetzung von Entscheidungen, so spricht
einiges für Fehrs (1989) Vermutung, daß die Konfliktkosten in parti­
zipatorischen Betrieben geringer sein werden als in traditionell hier­
archisch geleiteten Unternehmen. Dieses Problem haben aber auch
schon zahlreiche traditionelle Unternehmen erkannt und durch parti­
zipatorische Elemente bei der Entscheidungsfindung zu lösen versucht
(vgl. Abschnitt 4 unten).

Besondere Probleme, die vor allem zu Beginn der "Alternativbe­
wegung" in den 70er Jahren zu beobachten waren, resultieren offenbar
aus einer durchaus vermeidbaren Überjrachtung des Partizipationsge­
dankens mit weiteren normativen Forderungen. Als konfliktträchtig
hat sich vor allem die zu Beginn der Alternativbewegung angestrebte
"Einheit von Leben und Arbeit" erwiesen, die oftmals zum Transfer
persönlicher, "privater" Beziehungs- und Interessenkonflikte in den
Betrieb und zu entsprechenden Reibungsverlusten geführt hat. Mit
dem Partizipationsgedanken haben solch weit getriebene Ansprüche
allerdings ebensowenig zu tun wie etwa zusätzliche normative Krite­
rien bei der Auswahl von Kunden und Lieferanten, die in aller Regel
nur dazu führen werden, daß sich eine derart normativ überfrachtete
Unternehmung über kurz oder lang selbst aus dem Markt hinaus­
manövrieren wird [Nutzinger und Teichert (1986)]. Diejenigen par­
tizipatorischen Betriebe, denen es entweder in kleinen, von der "ka­
pitalistischen Konkurrenz" nicht beachteten Marktnischen oder auch
im Wettbewerb mit traditionellen Unternehmen über einen längeren
Zeitraum gelungen ist, sich zu behaupten, haben denn auch ihre An­
sprüche an die normative Qualität ihrer Geschäftspartner oder an die
angestrebte Einheit von Leben und Arbeiten auf jenes Maß zurück­
geschraubt, das mit den Marktbedingungen und den Präferenzen der
Beteiligten verträglich war. 5

3. Die jugoslawischen Erfahrungen

Will man partizipatorische Unternehmensformen als Modell für die
entstehenden sozialistischen Marktwirtschaften Osteuropas diskutie­
ren, so ist eine kurze Erörterung der jugoslawischen Erfahrungen an-

5 Interessanterweise sind auch Versuche in staatssozialistischen Ländern, wie
etwa der DDR, die Unternehmen zu umfassenden, teilweise auch den Freizeitbe­
reich einschließenden Sozialgemeinschaften auszubauen, nicht besonders erfolg­
reich gewesen.
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gezeigt. Die zunehmenden wirtschaftlichen Schwierigkeiten J ugosla­
wiens in den 80er Jahren [Eger (1987)] - steigende Auslandsschulden,
stagnierendes Volkseinkommen, sinkende Reallöhne, galoppierende
Inflationsraten und eine Zahl von über einer Million registrierter Ar­
beitslosen - scheinen bei oberflächlicher Betrachtungsweise das Schei­
tern der jugoslawischen Arbeiterselbstverwaltung zu belegen. Dabei
wird allerdings vergessen, daß es eine Reihe von institutionellen und
historischen Gegebenheiten in Jugoslawien gibt, die mit der Idee der
Arbeiterselbstverwaltung kaum etwas zu tun haben; dazu gehören die
spezifischen Probleme eines Vielvölkerstaates mit ausgeprägten kul­
turellen und historischen Gegensätzen, eine ausgesprochen regionale
Segmentierung mit Tendenzen zur Abschottung regionaler Märkte
nach außen [Eger (1980)], die bis in die Gegenwart hinein dominie­
rende Rolle des Bundes der Kommunisten Jugoslawiens (BdKJ) und
nicht zuletzt die Transformation einer agrarisch bestimmten Wirt­
schaft hin zu einer industriell geprägten Produktionsweise. Diese
Faktoren sind wichtige historische und institutionelle Gegebenheiten,
die für die Funktionsweise und die Problemlage der jugoslawischen
Wirtschaft von mindestens ebenso großer Bedeutung sind wie die
Grundentscheidung für Arbeiterselbst verwaltung in den Betrieben.
Es ist daher außerordentlich schwierig, aus den jugoslawischen Er­
fahrungen auch nur einigermaßen zuverlässige Schlüsse über die Lei­
stungsfähigkeit von Selbstverwaltungswirtschaften zu ziehen, und es
wäre zweifellos unzulässig, die wirtschaftlichen Schwierigkeiten J u­
goslawiens ausschließlich oder auch nur in erster Linie diesem Gestal­
tungsmerkmal zuzurechen.

Allerdings gibt es zwei wichtige Problemfelder in der jugoslawi­
sehen Wirtschaft, die nicht nur zufällige Analogien zur Problema­
tik der Produktivgenossenschaften im 19. Jahrhundert und zu den
Schwierigkeiten der in jüngerer Zeit entstandenen Selbstverwaltungs­
betriebe aufweisen. Zum einen zeigt die Analyse der jugoslawischen
Erfahrungen, daß das Problem des J(apitalmangels - jetzt allerdings
in erweiterter und grundsätzlicher Perspektive - erneut von zentraler
Bedeutung ist; dasselbe gilt mutatis mutandis für das Problem des
Disziplinmangels.

Bevor wir uns diesen beiden Problemfeldern im Kontext der ju­
goslawischen Wirtschaft zuwenden, seien hier im Anschluß an Eger
(1987, S. 216 ff.) die wichtigsten Arten von Ressourcenfehlallokation
aufgeführt, die sich nicht aus der Selbstverwaltung per se, sondern
aus der unzureichenden Verwirklichung marktwirtschaftlicher Allo­
kationsmechanismen ergeben:
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- Häufig erfolgt die Zuteilung knapper Ressourcen nicht über den
Preis, sondern nach politischen Kriterien (z.B. unter regionalen
und lokalen Gesichtspunkten).

- Die Folgen wirtschaftlicher Fehlentscheidungen von Unternehmen
werden oftmals externalisiert, z.B. durch Zusammenschlüsse effi­
zienter mit weniger effizienten Unternehmen oder durch eine ex­
zessive Geldschöpfung (mit entsprechenden Inflationsfolgen), um
die Zahlungsunfähigkeit von Betrieben zu vermeiden.

- Durch künstliche Angebotsbeschränkungen, durch Höchstpreise
und insbesondere durch zu niedrige (angesichts der Inflationsra­
ten sogar negative) Zinssätze entstehen bei der Verfügung über
knappe Ressourcen hohe ökonomische Renten. Das Interesse der
Wirtschaftssubjekte, insbesondere auch der Unternehmen, richtet
sich dann weniger auf effiziente Leistungserstellung, sondern mehr
auf die Aneignung ökonomischer Renten; es kommt zu (volkswirt­
schaftlich schädlichem) "rent-seeking behavior".

Auf dem Hintergrund dieser nicht marktgerechten Ressourcenal­
lokation gewinnen nun die beiden Grundprobleme Kapitalmangel und
Disziplinmangel im jugoslawischen System der Arbeiterselbstverwal­
tung eine besondere - negative - Dynamik. Beginnen wir mit dem
theoretisch einfacheren Fall des Disziplinmangels.

Die formale Organisation eines jugoslawischen Selbstverwaltungs­
unternehmens beruht auf zwei Hierarchien: der Arbeiterselbstver­
waltung als Legislative und der Unternehmensleitung als Exekutive.
"Der Direktor, der vom Arbeiterrat unter Mitwirkung der lokalen
politischen Vertreter gewählt wird, steht an der Spitze der Exeku­
tive und ist gleichzeitig ausführendes Organ der Legislative" [Leman
(1987, S. 331 f.)]. Diese Beziehungen sind in Schema 1 dargestellt.

Faktisch ergibt diese Aufgabenteilung ein gewisses Übergewicht
des professionellen Managements: Zwar bestimmen die Mitglieder der
Selbstverwaltungsgremien, die für eine Mandatsperiode gewählt sind,
die Grundlinien der Unternehmenspolitik und die betriebliche Ein­
kommensverteilung, aber dies geschieht nur von Zeit zu Zeit auf be­
stimmten Sitzungen. Das auf Dauer eingestellte professionelle Mana­
gement dagegen arbeitet - und das entspricht ja auch seiner Aufgabe
- laufend an der Vorbereitung von Entscheidungen und auch an de­
ren konkreter Durchführung, wenn sie von den Selbstverwaltungsgre­
mien gebilligt sind. Diese Aufgabenverteilung gibt der "Exekutive"
sozusagen ein natürliches Übergewicht über die "Legislative". Aber
gerade dieser Umstand ruft dann auch Unzufriedenheit und Konflikte
hervor: Der zugrundeliegende Gedanke des gleichen Stimmrechts für
alle entstammt dem Bereich politischer Entscheidungen und läßt sich,
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wie schon das obige Organisationsschema andeutet, nur begrenzt auf
Produktionsorganisationen übertragen. Im Gegensatz zu politischen
Gremien, welche die Ausführung ihrer - demokratisch gefaßten - Be­
schlüsse an meist hierarchisch gegliederte Verwaltungsorganisationen
übertragen, müssen die Entscheidungen, welche die Grundorganisa­
tionen und das Gesamtkollektiv als "Legislative" getroffen haben, im
Prinzip von denselben Personen in ihrer Eigenschaft als" unmittel­
bare Produzenten" wieder ausgeführt werden.

Legislative

ExekutivOT!!an des
Arbeiterrates

Exekutive

Leiter von
Arbeitsgruppen

Iunmittelbare
Produzenten

SCHEMA 1

Die jugoslawische Selbstverwaltung nach Leman 0987, S. 332)

Die Trennung in eine - demokratisch strukturierte - Legislative
und eine - hierarchisch gegliederte - Exekutive ist für den Produkti­
onsbereich nicht anwendbar, da alle Unternehmen - auch die selbst­
verwalteten - durch die Einheit von Entscheidungsfindung und Ent­
scheidungsvollzug charakterisiert sind. Allerdings sind in traditio-
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nellen hierarchisch strukturierten Unternehmen die Funktionen Ent­
scheidungsfindung und Entscheidungsvollzug in der Regel personell
getrennt; für die jugoslawische Arbeiterselbstverwaltung gilt aber ge­
rade umgekehrt, daß dieselben Arbeiter, die - über ein Delegations­
system - die grundlegenden Entscheidungen des Betriebes getrof­
fen haben, diese Entscheidungen selbst wieder in einem arbeitstei­
ligen Leistungserstellungsprozeß in zielgerichtete Aktivitäten umset­
zen müssen. Diese Umsetzung geschieht unter den Bedingungen ei­
nes mehr oder - wie im Falle Jugoslawiens - minder ausgeprägten
Wettbewerbs, wobei die Beteiligten unterschiedliche Qualifikation,
Kompetenz und Verantwortlichkeit besitzen; Horvat (1973) spricht
in diesem Zusammenhang von einer unvermeidbaren, sachlich ge­
botenen Expertenhierarchie in einem Selbstverwaltungsunternehmen,
das durch seine Doppelnatur als demokratisch bestimmte politische
Einheit und als funktional gegliederte wirtschaftliche Einheit charak­
terisiert ist. Er hat deswegen ein duales Unternehmensmodell ent­
wickelt, in dem politische Grundsatzentscheidungen nach demokrati­
schen Prinzipien und die konkreten operativen Entscheidungen nach
dem Grundsatz von Qualifikation und Kompetenz getroffen werden.

Diese konzeptionelle Zweiteilung läßt sich natürlich so in der Pra­
xis nicht durchhalten: Schon bei der demokratischen Bestimmung
der grundlegenden politischen Entscheidungen sind die Informations­
und Qualifikationsvorteile des Managements und der Experten zu
berücksichtigen, welche die Entscheidungen vorbereiten und damit
in den jugoslawischen Unternehmen de facto einen Einfluß erlan­
gen, der weit über das qualifikatorisch Gebotene hinausgeht. Hinzu
kommt, daß die dem Demokratieprinzip unterliegenden politischen
Grundsatzentscheidungen häufig nur schwer von fachlichen, auf Kom­
petenz und Verantwortung beruhenden operativen Entscheidungen
(Entscheidungsvollzug) zu trennen sind. Natürlich ist es schwierig,
die faktische Ungleichverteilung von Einflußchancen zu bestimmen,
da auch das professionelle Management bei seinen Vorschlägen die
Interessen der Belegschaft mit berücksichtigen wird, um einen Kon­
sens aller Betroffenen zu erleichtern. Ob der Belegschaft im Falle von
Konflikten eine effektive Kontrollmöglichkeit, ein letztendliches Ent­
scheidungsrecht ["ultimate power" nach Eames (1987)] bleibt, dürfte
allerdings angesichts der erheblichen Informations- und Qualifikati­
onsvorsprünge des Managements und der Experten - die sich oftmals
auch noch auf den Rückhalt des Staats- und Parteiapparates stützen
können - eher zweifelhaft sein. 6

6 Zu den - schwierig zu interpretierenden - empirischen Befunden, die aller­
dings sämtlich für eine Ungleichverteilwlg von Einflußchancen sprechen, siehe die
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Dieses Reibungsfeld zwischen demokratischen Ansprüchen und
funktionalen Erfordernissen im jugoslawischen Betrieb führt immer
dann zu Konflikten, wenn es zu keinem Konsens über funktional not­
wendige Hierarchisierung, idealerweise auf der Basis von abgestufter
Qualifikation, Kompetenz und Fachwissen, kommt. Wenn die Be­
legschaft die faktische Hierarchisierung nicht als funktionsnotwendig
akzeptiert, entstehen schädliche Interessenkonflikte und Zielkollisi0­
nen: Einerseits kann die Unternehmensleitung versuchen, unter dem
Vorwand der Expertenhierarchie machtbestimmte Privilegien aufzu­
bauen und unter funktionalen Gesichtspunkten zu rechtfertigen. Sol­
che Strategien sind nach Soergel (1979) in der jugoslawischen Praxis
durchaus verbreitet.

Umgekehrt besteht aber auch die Gefahr der Überkontrolle, durch
die der erforderliche Handlungsspielraum der Unternehmensleitung
von der Belegschaft über Gebühr beschränkt wird; die Beschäftigten
verfolgen dann aus einem - nicht notwendig sachlich gerechtfertig­
ten - Mißtrauen heraus eine Blockadepolitik gegenüber der Unter­
nehmensleitung, um befürchtete Managementprivilegien zu verhin­
dern. Auch dafür liefert die jugoslawische Arbeiterselbstverwaltung
illustrative Beispiele [llorvat (1984)]. Dies führt zu einem hohen Maß
von Entfremdung beim jugoslawischen Management, dem oftmals die
Verantwortung auch für die Konsequenzen solcher Entscheidungen
zugeschoben wird, auf die es selbst keinen Einfluß hat. Die Rolle
des Managements in der jugoslawischen Arbeiterselbstverwaltung ist
also nicht hinreichend eindeutig bestimmt, und dies hat nach Adizes
(1975, S. 29) nachteilige Folgen für das Unternehmen, das Manage­
ment und die Belegschaft:

"Theoretically the manager is supposed to be on the receiving end;
he is expected to make the suggestions, and let the workers make
the decisions. If he takes the initiative in an aggressive fashion, he
will probably be regarded as a potential dictator. As a result, pro­
fessional management is both resentful and strongly inhibited from
assuming active leadership; and in the long run both management
and labour lose."

Solche Befunde aus der Literatur über das jugoslawische Manage­
ment weisen bemerkenswerte Ähnlichkeiten mit den Problemen auf,
die Oppenheimer (1896) unter der Rubrik Disziplinmangel bei den
deutschen Produktivgenossenschaften festgestellt hatte. 7 Grundsätz­
lich scheint aber die Problematik durch eine geeignete Unternehmens­
verfassung lösbar, die dem Management hinreichenden Handlungs­
spielraum und der Belegschaft hinreichende Kontrollmöglichkeiten

Literaturhinweise bei Nutzinger (1988) und bei Leman (1987).
7 Vgl. etwa die in Fußnote 4 wiedergegebene TextsteIle.
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verschafft. Damit eine solche Unternehmensverfassung im betrieb­
lichen Alltag auch erfolgreich praktiziert werden kann, ist jedoch
die Herausbildung eines Vertrauensverhältnisses zwischen Unterneh­
mensleitung und Belegschaft erforderlich - und dies wiederum setzt
einen breiten Informationsfluß zwischen Belegschaft und Management
sowie eine weitgehende Übereinstimmung der Beteiligten über die
Unternehmensziele voraus. Die in Abschnitt 4 vorgestellte partizipa­
torisehe Unternehmung soll gerade diesen Erfordernissen in höherem
Maße Rechnung tragen, als dies die traditionell hierarchische Unter­
nehmung wie auch der selbstverwaltete Betrieb in Jugoslawien offen­
kundig tun.

Kommen wir nun zur Frage des Kapitalmangels, in erweiter­
ter Perspektive: zum Problem der adäquaten Gestaltung der Ei­
gentumsrechte für eine partizipatorische Unternehmung. Betrach­
tet man die klassische Produktivgenossenschaft, aber auch die ju­
goslawische Firma, so zeigt sich ein struktureller Konflikt zwischen
den Unternehmensmitgliedern als Vereinigung von Arbeitenden ei­
nerseits und als Vereinigung von Kapitaleigentümern (Produktivge­
nossenschaften ) oder Kapitalnutzern (jugoslawische Unternehmung)
andererseits. Es war nicht der Kapitalmangel schlechthin, der für
das Scheitern so vieler Produktivassoziationen verantwortlich war,
das zentrale ökonomische Problem bestand vielmehr in einer feh­
lerhaften Zuweisung von Eigentumsrechten an die Genossen. Die
Einführung des gesellschaftlichen Eigentums in den jugoslawischen
Selbstverwaltungsbetrieben löst dieses Problem nicht, da auch dort
die Kapitalnutzer (ohne formelle Eigentumstitel) Eintrittsbarrieren
gegenüber neuen Beschäftigten aufbauen, welche nicht durch frühere
Einkommensverzichte zur Kapitalausstattung des Betriebes beigetra­
gen haben. In gewisser \Veise wird dieses Problem der Eintritts­
barrieren in Jugoslawien zwar dadurch abgemildert, daß es zu ei­
ner Einkommensdifferenzierung nach der" vorgetanen Arbeit" (mi­
nuli rad), also faktisch nach der Dauer der Betriebszugehörigkeit,
kommt. Aber dieses Substitut für transferierbare Eigentumsrechte
reicht nicht aus: Die Allokation von Arbeit wird auch dadurch be­
hindert, daß beim Betriebsaustritt die Mitglieder einen Verlust ihrer
(impliziten) Nutzungsrechte am teilweise von ihnen mitfinanzierten
Unternehmenskapital hinnehmen müssen, ohne daß für sie kompen­
satorische Ansprüche gegenüber anderen Selbstverwaltungsunterneh­
men entstehen, für die sich potentielle Betriebswechsler interessieren.

Die kollektiven Eigentumsrechte in jugoslawischen Unternehmen
werfen darüber hinaus noch ein zusätzliches Problem auf: Bei
den Mitgliedern entsteht eine Tendenz zugunsten kurzfristiger Aus-
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schüttungen, bei denen sie ihre vollen Nutzungsrechte behalten, und
zu Lasten selbstfinanzierter Investitionen, die nur beschränkte Nut­
zungsrechte - und diese auch nur für die Dauer der Mitgliedschaft
- im Betrieb begründen [Pejovich (1969)]. Dieser Umstand führt
überdies zu ernsthaften internen Konflikten zwischen verschiedenen
Belegschaftsgruppen, weil die Interessenlage mobiler und immobiler
Beschäftigter, junger und alter Belegschaftsmitglieder und auch zwi­
schen Arbeitern mit höherem und niedrigerem Einkommen durch­
aus unterschiedlich ist. Soweit sich nun das Management in jugos­
lawischen Betrieben - mit Unterstü tzung des Staats- und Parteiap­
parates - gegen zu weitgehende Ausschüttungswünsche der Beleg­
schaftsmehrheit durchsetzen kann, damit ausreichende selbstfinan­
zierte Investitionen ermöglicht und somit auch das Überleben des
Betriebes sichert, geht diese an sich sinnvolle Politik notwendig zu
Lasten des Selbstverwaltungsprinzips. Da eine vollständige Fremdfi­
nanzierung, welche die hier skizzierte eigentumsrechtliche Problema­
tik vermeidet, unter Risikogesichtspunkten ausscheidet, wird letztlich
nur eine Lösung des Finanzierungsproblems auf der Basis einer kon­
sequenten Trennung zwischen dem Recht auf Kapitalnutzung für die
Beschäftigten und dem Recht auf Verzinsung und Auszahlung von
Kapitalanteilen für die jeweiligen Eigentümer in Frage kommen, und
zwar unabhängig davon, ob dies die Belegschaftsmitglieder selber, an­
dere Individuen, Stiftungen oder auch staatliche Stellen sind. Diesem
Erfordernis entspricht weder die klassische Produktivgenossenschaft
noch diejugoslawische Arbeiterselbstverwaltung - und die erwähnten
wirtschaftlichen Schwierigkeiten Jugoslawiens haben sicherlich auch
mit der Allokation von Kapital und Arbeit zu tun, die sich aus der
unzureichenden Zuweisung von Eigentumsrechten ergibt.8

Als Ergebnis dieser kursorischen Erörterung der jugoslawischen
Erfahrungen läßt sich festhalten, daß die wirtschaftlichen Schwierig­
keiten Jugoslawiens zwar nicht primär auf dem Prinzip der Arbei-

8 Einen geglückten Fall richtiger Eigentumsrechtsspezifizierung haben die
Selbstverwaltungsunternehmen in der baskischen Stadt Mondragon verwirklicht.
Seit Mitte der 50er Jahre ist hier ein Netz von Produktivgenossenschaften und
Selbstverwaltungsunternehmen mit heute mehr als 15000 Beschäftigten entstan­
den, das von einer genossenschaftlichen Bank (der Caja Laboral Pop'lLlar) mit
Finanz- und Beratungsdienstleistungen unterstützt wird. Zum Erfolg dieser Un­
ternehmensgruppe hat nicht zuletzt die Eigentumsrechtsregelung beigetragen, daß
hier der kapitalistische "Kauf und Verkauf der Ware Arbeitskraft" durch einen ­
nach festgesetzten Regeln verlaufenden - "Kauf und Verkauf der Ware Arbeits­
platz" ersetzt wurde. Neu hinzutretende Mitglieder erwerben durch Lohnver­
zichte Mitgliedsanteile am Unternehmen; Kapitalanspruche werden beim Wechsel
innerhalb des Selbstverwaltungsverbundes transferiert, beim Verlassen desselben,
etwa aus Altersgründen, in bestimmt.en Fristen ausbezahlt.



148 HANS G. NUTZINGER

terselbstverwaltung beruhen, jedoch mit zwei ungelösten Problemen
bei ihrer Umsetzung - nämlich der unzureichenden Spezifizierung der
Rolle des Managements und der unsachgemäßen Zuweisung von Ei­
gentumsrechten - zu tun haben. Das im nun folgenden 4. Abschnitt
entwickelte Modell einer partizipatorischen Unternehmung versucht,
diese Schwierigkeiten zu vermeiden.

4. Das "Partnerschaftsunternehmen" als zweckmäßige Un­
ternehmensfornl in den sozialistischen Marktwirtschaften
Osteuropas

Die Erfahrungen aus den klassischen Produktivgenossenschaften, den
jugoslawischen Selbstverwaltungsunternehmen und auch aus den in
den letzten Jahrzehnten entstandenen bundesdeutschen Alternativ­
betrieben lassen sich, mit gebotener Vorsicht, in zwei zentralen Fest­
stellungen zusammenfassen:

1) Damit selbstverwaltete Betriebe über einen längeren Zeitraum
hinweg am Markt bestehen können, bedürfen sie einer Unter­
nehmensverfassung, die einen sinnvollen Ausgleich zwischen funk­
tionalen Leistungserfordernissen und demokratischen Ansprüchen
ermöglicht. Darüber hinaus sind konkrete eigentumsrechtliche Re­
gelungen für das Unternehmen festzulegen, die eine klare Ab­
grenzung zwischen Beteiligungsrechten aus Arbeit und Beteili­
gungsrechten aus Kapitaleigentum vorsehen und damit das in
den drei diskutierten Organisationsformen (Produktivgenossen­
schaften, Selbstverwaltungs- und Alternativbetrieben) beobach­
tete Problem der Eintritts- und Austrittsbarrieren vermeiden.

2) Ein derartiger Ausgleich kann zwar im konkreten Fall gefunden
werden, wie etwa das oben erwähnte Beispiel Mondragon (vgl.
Fußnote 8) zeigt. Ein einfaches Patentrezept, das man als Blau­
pause für partizipatorische Unternehmen verwenden könnte, gibt
es jedoch nicht; in Abhängigkeit von der Marktlage, den Qualifika­
tionserfordernissen, den technologischen Gegebenheiten und nicht
zuletzt den vVünschen und Bedürfnissen der Beteiligten müssen
jeweils konkrete Lösungen gefunden werden. Die in den letz­
ten zwanzig Jahren entstandenen Partnerschaftsunternehmen ­
die als einen möglichen Extremfall auch reine Selbstverwaltungs­
betriebe mit einschließen - scheinen hier als Modell für die Un­
ternehmensreform in den entstehenden sozialistischen Marktwirt­
schaften Osteuropas weitaus besser geeignet, weil sie, ausgehend
von zwei laboristischen Grundprinzipien, eine Vielzahl konkreter
Lösungsmöglichkeiten je nach den konkreten Bedingungen zulas­
sen.
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Die beiden laboristischen Grundpfeiler solcher Partnerschaftsun­
ternehmen sind zum einen

- die materielle Beteiligung der Belegschaft am Unternehmenser­
gebnis, sinnvollerweise verbunden mit einer Beteiligung der Be­
legschaftsmitglieder am Unternehmenskapital, und zum anderen

- die immaterielle Beteiligung der Belegschaftsmitglieder an
Informations-, Planungs- und Entscheidungsprozessen, und zwar
über das gesetzliche Mindestmaß hinaus.

Diese Koppelung von materieller und immaterieller Beteiligung,
darauf deuten auch empirische Befunde hin [vgl. FitzRoy und Kraft
(1985, 1987)), erweist sich als besonders sinnvoll, weil sie die Teilhabe
an Entscheidungen mit der Beteiligung an den Entscheidungsfolgen
verbindet und somit dem - in den staatssozialistischen Ländern oft
sträflich vernachlässigten - ökonomischen Zurechnungsprinzip ent­
spricht.

Die materielle Beteiligung, wie sie auch in der Form des "profit
sharing" vor allem in den USA und Japan praktiziert wird, schafft
auf der monetären Ebene eine engere Verknüpfung der Interessen
von Unternehmensleitung und Belegschaft. Dies gilt in verschiedener
Hinsicht:

1) Aus der Sicht des Unternehmens schafft materielle Beteiligung
der Belegschaft eine wichtige extrinsische Motivation für die
Beschäftigten, und diese kann zu einer Steigerung der betriebli­
chen Leistungsfähigkeit beitragen. Soweit dies der Fall ist, finan­
ziert sich eine derartige Ergebnisbeteiligung in gewissem Sinne aus
sich selbst heraus.

2) Für die Belegschaftsmitglieder ist aber nicht nur wichtig, daß
ihr vertragsabhängiges Arbeitseinkommen durch eine erfolgs­
abhängige Komponente angereichert wird; zumindest ebenso
wichtig ist der Umstand, daß mit einer Ergebnisbeteiligung auch
der Tatsache Rechnung getragen wird, daß die Mitarbeiter ebenso
wie das Management durch Einsatz ihrer Arbeit zu dem Unterneh­
mensergebnis beigetragen haben. Über die materielle Honorierung
hinaus wird durch eine Ergebnisbeteiligung auch der Leistungsbei­
trag der Belegschaftsmitglieder gewürdigt und anerkannt.

3) Auch wenn in den bundesdeutschen Partnerschaftsunternehmen
eine Verlustbeteiligung, also eine Lohnflexibilität nach unten, ge­
nerell beschränkt oder ganz ausgeschlossen ist, führen Ergebnisbe­
teiligungssysteme gleichwohl zu einer erhöhten Anpassungsfähig­
keit der Betriebe an schwankende Absatzbedingungen; damit kann
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insbesondere der sonst drohenden Gefahr kurzfristiger Entlassun­
gen - mit entsprechend demotivierenden Folgen für das Betriebs­
klima -- begegnet werden.

1) Besonders sinnvoll ist eine Koppelung der Erfolgsbeteiligung mit
einer Kapitalbeteiligung, und zwar aus zwei Gründen: Zum ei­
nen verbessert die (vollständige oder auch nur teilweise) Anlage
einer Erfolgsbeteiligung im Unternehmen dessen Finanzierungsba­
sis; darüber hinaus wird aber auch eine gewisse unternehmerische
Sichtweise bei den Beschäftigten verbreitet: Der ökonomische Er­
folg des Betriebes erscheint jetzt nicht mehr - wie im traditionell
kapitalistischen oder staatssozialistischen Unternehmen - als ex­
ternes Problem der Unternehmensleitung, sondern auch als Frage,
die den Mitarbeiter selbst etwas angeht, und zwar längst bevor
Konkurs oder Arbeitsplatzverlust drohen.

Formen materieller Ergebnisbeteiligung der Belegschaft sind in
vielen europäischen Ländern und insbesondere in den USA und J a­
pan verbreitet. 9 Ein rein monetäres "profit sharing" hat aber er­
kennbare Grenzen und kann sogar Enttäuschungen auslösen, wenn
es nicht zugleich mit immaterieller (Entscheidungs- )Beteiligung ver­
bunden wird; letztere ist die konsequente Fortführung und ein fol­
gerichtiger Ausdruck der schon mit der materiellen Beteiligung prin­
zipiell anerkannten Tatsache, daß die Belegschaftsmitglieder selbst
zum Erfolg des Unternehmens beigetragen habeIl. Daß eine derar­
tige Kombination von materieller und immaterieller Beteiligung der
Beschäftigten - gerade auch für die Unternehmen in den sich refor­
mierenden sozialistischen Marktwirtschaften Osteuropas - besonders
sinnvoll ist,lO ergibt sich, wie bereits oben angedeutet, aus dem allge­
meinen ökonomischen Zurechnungsprinzip. Etwas konkreter gefaßt,
sprechen folgende Überlegungen für eine derartige Koppelung:

1) l\'lit einer Ergebnisbeteiligung übernehmen die Belegschaftsmit­
glieder auch eine Mitverantwortung, und diese Mitverantwortung
erfordert auch Mitentscheidungsrechte.

2) Systeme monetärer Ergebnisbeteiligung sind nicht nur in den
westlichen Industrieländern, sondern auch in der DDR und an­
deren sozialistischen Ländern praktiziert worden, aber ihre \Vir­
kungsweise war notwendig begrenzt: Das mit einer monetären Be­
teiligung verbundene Motivations- und Leistungspotential der Be-

Man schätzt, daß in den USA mehr als 40% aller Arbeitnehmer in irgend­
einer Form an dem Erfolg ihres Unternehmens partizipieren [vgl. FitzRoy und
Kraft (1987, Einleitung, S. 1)].

10 Zu empirischen Befunden für die Bundesrepublik Deutschland siehe Fitz­
Roy und Kraft (1985, 1987).
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legschaftsmitglieder konnte auch nicht annähernd erschlossen wer­
den, weil die bestehenden sozialistischen Betriebshierarchicn keine
ausreichenden Entscheidungs- und IIandlungsspielräume zuließen,
die erst die praktische Möglichkeit dafür schaffen, daß die Mitar­
beiter ihre Überlegungen, Gesichtspunkte und Ideen in den Pro­
zeß der betrieblichen Leistungserstellung einbringen können. Das
Fehlen solcher Entscheidungs- und Handlungsspielräume kann ge­
rade die Motivationsgrundlage der Beteiligten zerstören; die Kom­
bination von innerbetrieblicher Hierarchie und zwischenbetrieb­
licher Kommandowirtschaft in den staatssozialistischen Ländern
war also die denkbar unglücklichste Vorbedingung für eine mo­
netäre Ergebnisbeteiligung. Dies erlaubt, gerade auf dem Hinter­
grund der Erfahrungen in den westlichen Industrieländern, den
generellen Umkehrschluß, daß eine Kombination von Marktwirt­
schaft zwischen und von materieller sowie immaterieller Beteili­
gung in den Betrieben eine besonders günstige Voraussetzung für
die dringend benötigten Effizienz- und Leistungssteigerungen dar­
stellt.

3) Die Teilhabe der Beschäftigten an unternehmerischen Entschei­
dungen ist vor allem dann angezeigt, wenn die materielle Betei­
ligung als Kapitalbeteiligung verwirklicht wird, denn nur dann
haben die Belegschaftsmitglieder eine angemessene Möglichkeit,
auf die Verwendung ihres in das Unternehmen investierten Gel­
des Einfluß zu nehmen. Aufgrund der meist sehr kleinen Anteile
der einzelnen Mitarbeiter am Unternehmenskapital sind die ge­
seIlschaftsrechtlichen Einwirkungsmöglichkeiten - etwa über Ak­
tionärs- oder Gesellschafterversammlungen - in aller Regel unzu­
reichend.

4) Über eine Kapitalbeteiligung der Belegschaft wird eine gewisse
Identifikation der Beschäftigten mit dem Unternehmen und da­
mit das erreicht, was Ota Sik (1971) als" Verallgemeinerung des
Kapitalinteresses" im Rahmen des von ihm vertretenen ,: Dritten
Weges" bezeichnet und gefordert hat. 11

11 Konkret sah sein damaliger Vorschlag folgendermaßen aus: Der Teil des
betrieblichen Reineinkommens, der für Investitionen im Betrieb verwendet wird,
wird den einzelnen Betriebsmitglicdem in Form von Zertifikaten gutgeschrieben.
Diese Zertifikate sind nicht übertragbar und sollen beim Ableben ihres Inha­
bers wieder an den Betrieb zurückfallen. Im Falle des Betriebswechsels muß der
Arbeiter seine Zertifikate an den Betrieb zu einem zentral festgesetzten Preis
zurückverkaufen. Im Falle des Ruhestands hat der Arbeitcr Anspruch auf den
Teil des Reineinkommens, der nicht wicder investiert wird. Dieser Vorschlag von
Sik (1971) läßt sich durchaus mit betrieblichen Partnerschaftsmodellen in Ver­
bindung bringen, die ebenfalls Vorkaufsrechte des Unternehmens und/oder von
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Partnerschaftsunternehmen, die eine Kombination von materiel­
ler und immaterieller Beteiligung praktizieren,12 scheinen in dop­
pelter Hinsicht für eine Reform der Unternehmensverfassung in den
sich entwickelnden sozialistischen Marktwirtschaften Osteuropas ge­
eignet zu sein: Zum einen ist der normative Ausgangspunkt, das alte
sozialistische Ziel des Abbaus von Herrschaft und Ausbeutung mit
den Wertvorstellungen von Partnerschaftsunternehmen durchaus ver­
wandt. Gemeinsam ist ihnen nämlich das Bestreben, herkömmliche
Formen eines zentralisierten, hierarchischen Betriebsablaufs zugun­
sten einer materiellen und immateriellen Beteiligung der Arbeitneh­
mer am Betriebsgeschehen aufzubrechen. 13

Zum anderen ist gerade die Tatsache, daß sich Formen der materi­
ellen und immateriellen Partizipation in westdeutschen Unternehmen
beträchtlich unterscheiden,14 als Vorteil zu betrachten, wenn es um
eine mögliche Vorbildfunktion für eine reformierte Unternehmensver­
fassung in den ehemals staatssozialistischen Ländern geht. 15 Diese
Vielfalt erlaubt es gerade, für den einzelnen Fall konkrete, maßge­
schneiderte Lösungen zu finden, die sowohl den \Vünschen westli­
cher Investoren als auch den Bedürfnissen der Belegschaftsmitglieder
in den zuvor staatssozialistischen Unternehmen entsprechen. Damit
kann nicht nur unterschiedlichen Wert- und Normvorstellungen der
Bclegschaftsmitglieder, des Managements und westlicher Kapitalge­
ber Rechnung getragen werden; es können auch unterschiedliche Qua­
lifikationsanforderungen, technologische Bedingungen und Marktge­
gebenheiten angemessen berücksichtigt werden.

Der Gefahr eines Ausverkaufs sozialistischer Betriebe an westli­
che "Kapitalisten" kann durch entsprechende vertragliche Vereinba­
rungen wirksam begegnet werden. Zum einen kann der private Kapi-

Belegschaftsmitgliedem für Anteile am Betrieb vorsehen.
12 Für die Bundesrepublik Deutschland vgl. die Übersicht und die Beispiele

bei Beyer und Lezius (1987) und Lezius und Beyer (1989).
13 Interessanterweise hat die Forderung, abstraktes" Volkseigentum" in kon­

kretes Belegschaftseigentum zu überführen, im gesamten Parteienspektrum der
DDR prinzipielle Zustimmung gefunden; vgl. etwa den Vorschlag der Staatli­
chen Plankommission der DDR (1990) und den kurzen Bericht von Stüwe (1990).
Teilweise bereits in die Praxis umgesetzte Reformkonzeptionen für die Unterneh­
mensverfassung finden sich u.a. auch in Ungarn [vgl. Beck (1989)] und selbst in
der UdSSR (vgl. Engelbrecht (1990)].

14 In der Bundesrepublik Deutschland haben sich etwa 420 Beteiligungsun­
ternehmen zu einer Arbeitsgemeinschaft zur Förderung der Partnerschaft in der
Wirtschaft e.V. (AGP) mit Sitz in Kassel zusammengeschlossen. Insgesamt dürfte
es ungefähr 6000 in der Bundesrepublik praktizierende Beteiligungsmodelle geben
[vgl. Beyer und Lezius (1987)].

15 Zu einer Übersicht vgl. Guski und Schneider (1983, insbesondere Ab­
schnitte 3 und 4).
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talanteil begrenzt werden, und zum anderen können Anteile, die den
Belegschaftsmitgliedern angeboten werden, in ihrer Transferierbar­
keit durch Vorkaufsrechte von Belegschaftsmitgliedern und/oder des
Unternehmens selbst eingeschränkt werden. 16 Auch bestimmte Fri­
stenbindungen sind durchaus denkbar, solange sie grundsätzlich zu­
lassen, daß ein Belegschaftsmitglied seine Anteile, wenn auch eventu­
ell mit bestimmten Einschränkungen, wieder veräußern kann. 17 Die
konkreten Regelungen über Art und Form materieller und immateri­
eller Beteiligung (einschließlich der Kapitalbeteiligung) können durch
Vereinbarungen zwischen Management, betrieblicher Interessenver­
tretung und eventuellen westlichen Kapitalgebern festgelegt werden.
Hierbei können die Erfahrungen mit unterschiedlichen Beteiligungs­
formen in den bundesdeutschen Partnerschaftsunternehmen genutzt
werden. 1B

Die traditionell hierarchische kapitalistische Unternehmung hat
sich im Laufe des letzten Jahrhunderts erheblich modifiziert; die ge­
steigerten Ansprüche der Menschen an ihre Arbeitsbedingungen, wie
sie etwa Inglehart (1977) für die USA und Klipstein und Strümpel
(1984) für die Bundesrepublik Deutschland festgestellt haben, führten
zu Modifikationen in den traditionell hierarchischen Entscheidungs­
abläufen. Zur wirtschaftlichen Überlegenheit kapitalistischer Markt­
wirtschaften hat sicherlich nicht zuletzt der Umstand beigetragen,
daß es den Unternehmen in diesen Ländern gelungen ist, solche Modi­
fikationen in die hierarchische Unternehmensstruktur mit einzubauen

16 Als ein bundesdeutsches Beispiel für eingeschränkte Transferierbarkeit
kann etwa der Möbelhersteller Wilkhahn angeführt werden, bei dem die Mit­
arbeiter Stille Gesellschafter des Unternehmens sind; eine Verlustbeteiligung ist
nur im Rahmen ihrer Anteile vorgesehen, und die jährlichen Anteile (aus der
Erfolgsbeteiligung) werden für jeweils sieben Jahre festgelegt. Danach kann der
Mitarbeiter Anteile über eine innerbetriebliche Vermittlungsstelle im Unterneh­
men verkaufen, und erst, wenn sich binnen sechs Monaten kein Käufer aus der
Belegschaft findet, ist auch ein Verkauf an Betriebsfremde zugelassen [vgl. Lezius
und Beyer (1989, S. 169 f.)].

17 Auch in den bundesdeutschen Partnerschaftsbetrieben sind derartige Fri­
stenbindungen durchaus üblich; nach Guski und Schneider (1983, S. 145) haben
nur 3,9% der Beteiligungsmodelle keine Sperrfrist. Veräußerungssperren von fünf
Jahren und Kündigungssperren von fünf bis über fünfzehn Jahren sind häufig
anzutreffen.

18 Soweit Belegschaften und Management bisheriger staatssozialistischer Be­
triebe sich stärker am Selbstverwaltungsmodell orientieren wollen, gibt es auch
hierfür interessante bundesdeutsche Partnerschaftsunternehmen. Erwähnt sei
etwa die Berliner Firma PSI, ein Software-Haus mit über 450 Mitarbeitern, von
denen ein Großteil gleichzeitig GmbH-Gesellschafter sind. Dieses selbstverwal­
tete Unternehmen zeichnet sich zudem durch explizit entwickelte komplexe Or­
ganisationsstrukturen, institutionelle Beteiligungsformen und eine konsequente
Marktorientierung aus [vgl. Lezius und Beyer (1989, S. 231 ff.)].
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[vgl. Beyer und Nutzingel' (1990)]. Die zunehmende Bedeutung von
Konzepten materieller und immaterieller Beteiligung in westlichen In­
dustricländern legt nahe, daß derart modifizierte Unternehmensver­
fassungen auch geänderten Ansprüchen der Menschen an ihre Arbeit
entsprechen.

Die Kombination von zentral gelenkter Planung und hierarchi­
scher Unternehmensstruktur in den staatssozialistischen Ländern hat
sich in wirtschaftlicher wie auch in sozialer Hinsicht diskreditiert.
\Vas schon für westliche Unternehmen gilt, die immerhin noch ei­
nem mehr oder minder ausgeprägten Wettbewerbsdruck ausgesetzt
sind, trifft in noch höherem Maße für traditionelle Unternehmen in
zentral gelenkten Systemen zu: Solche überkommenen hierarchischen
Strukturen auf volkswirtschaftlicher und betrieblicher Ebene erwei­
sen sich angesichts des wachsenden Tempos von Innovationen und zu­
nehmender Komplexität der Umwelt als immer weniger geeignet, die
notwendigen Anpassungen und Neuerungen im Unternehmen selbst,
aber auch auf der Ebene von Volkswirtschaft und internationaler
Arbeitsteilung zu ermöglichen, nicht zuletzt deswegen, weil sie zu
starr sind. 19 Partnerschaftsunternehmen mit motivierten, kreativen
l\Iitarbeitern und flexiblen Organisationsstrukturen erscheinen hier
sehr viel zukunftsweisender. Die sinnvolle Anwendung von Konzep­
ten materieller und immaterieller Beteiligung in den ehemals staats­
sozialistischen Unternehmen könnte also einen wesentlichen Beitrag
dazu leisten, den Gedanken der sozialen Gerechtigkeit und der Ge­
staltung von Arbeitsbedingungen mit den Notwendigkeiten effizienter
Leistungserstellung unter marktwirtschaftlichen Bedingungen zu ver­
bindetl.
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Summary

The basic problems of participative firms are analyzed on the basis of expe­
riences with worker cooperatives in the 19th century, with Yugoslav worker
management and with recent alternative and self-managed enterprises in
the FRG. The arising difficulties can only be solved by an appropriate
balance between the rights of both capital owners and employees and be­
tween democratic ideals and funetional management necessities. The West
German partnership firms are practising various forms of monetary and
non-monetary participation (in decision-making and in results). Due to
the variety of practical models adapted to the concrete needs and interests
of all people involved, these firms are proposed as a starting point for an
enterprise reform in Eastern Europe. It is argued that the incentive effects
of monetary and non-monetary participation will help to decrease the by
now enormous gap between Western and Eastern economies.


